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Projekt „Unterrichtsgarantie plus“ 

Sehr geehrte Frau Kultusministerin,

die Personalräte der Schulen aus Stadt und Kreis Offenbach haben sich auf der heutigen Personalräteschulung mit Ihrem Projekt „Unterrichtsgarantie plus“ beschäftigt und machen dazu einige Anmerkungen. 

Auch wir sind der Auffassung, dass Eltern, die ihre Kinder zu hessischen Schulen schicken, ebenso wie auch die Kinder und Jugendlichen selbst, das Recht darauf haben, dass vorgesehener Unterricht auch erteilt wird – und zwar von gut ausgebildeten Lehrkräften.

Wir Lehrerinnen und Lehrer arbeiten mit aller Kraft daran, gute Schule zu machen und Kinder und Jugendliche dazu zu befähigen, kluge, selbständige, verantwortungsbewusste und demokratisch gesinnte Erwachsene zu werden. 

Leider gelingt uns dies nicht immer angesichts der mangelhaften Bedingungen, denen wir uns zunehmend ausgesetzt sehen. 

Die Lehrerzuweisung deckt schon seit einiger Zeit die Stundentafel nicht mehr ab, die Löcher versuchen Sie zunehmend durch befristet Angestellte zu stopfen, die ihrerseits verständlicherweise abspringen, sobald sie irgendwo eine feste Stelle bekommen. Die Wiederbesetzung frei werdender Stellen erfolgt oftmals verzögert, weil in immer mehr Fächern keine Bewerber mehr auf den Ranglisten stehen, so dass in Ausschreibungsverfahren mühsam nach geeigneten Personen gesucht werden muss. 

Die beamteten Lehrkräfte leiden unter der Arbeitszeitverlängerung, aber auch unter permanent neu hinzukommenden, teils unsinnigen Anweisungen wie der Durchführung von Eingangs- und Vergleichstests, Koordinierungssitzungen, Steuerungs- und Lenkungsgruppen, Kontrollen und vielem anderen mehr.

Die heile Welt, die Sie immer wieder in Elternbriefen und Pressemitteilungen schildern, können wir deshalb beim besten Willen in der Praxis nicht wahrnehmen.

In Bezug auf Vertretungsunterricht haben wir schon lange vor Ihren „Plus-Reformen“ an unserer Schule pädagogisch ausgeklügelte Konzepte entwickelt: Kolleginnen und Kollegen vertreten sich innerhalb ihrer Klassenteams nach Möglichkeit gegenseitig, sie versorgen sich gegenseitig mit Unterrichtsmaterial im Falle vorhersehbaren Vertretungsbedarfs, Klassen werden mit übernommen oder mit beaufsichtigt. 

Jedoch sind wir auf Grund zu hoher Unterrichtsverpflichtung und zu großer Klassen zunehmend dazu gar nicht mehr in der Lage. 

Im folgenden möchten wir einige der von Ihnen ins Auge gefassten Maßnahmen kommentieren, die das Ziel der Unterrichtsgarantie erreichen sollen und damit Denkanstöße einleiten. 

Ihre Maßnahme „ durch das Kollegium erbrachte, auch bezahlte Mehrarbeit“:

Die Menschen, die an unserer Schule in einem Teilzeitverhältnis arbeiten, tun dies aus gutem Grund. Sie wollen bzw. können nicht mehr arbeiten, schon gar nicht für die extrem niedrige Mehrarbeitsvergütung.

Mit der von Ihrer Regierung eingeführten 42-Stunden-Woche, die für Lehrkräfte faktisch eine 48-Stunden-Woche und mehr bedeutet (die Überstunden, so bekommt man immer wieder von den Behörden mitgeteilt, sollen ja in den Ferien abgefeiert werden), sind wir ausreichend bedient. Das Hessische Beamtengesetz sieht unbezahlte Mehrarbeit nur vor, „wenn zwingende dienstliche Verhältnisse es erfordern“. Damit ist der Ausnahmefall, nicht die Regel gemeint. 

Eine regelmäßige, im Stundenplan quasi schon vorgesehene Mehrarbeit ist 

von dieser Formulierung nicht gedeckt, und wir kündigen hiergegen unseren Widerstand an.

Maßnahme „Gewinnung von Personen im Umkreis der Schule für kurzfristig abzudeckenden Unterricht“:

Verträge mit Personen, die auf Honorarbasis kurzfristig im Unterricht einspringen, werden wir ablehnen. 

Wir weisen auf den Erlass des Hessischen Innenministeriums, Staatsanzeiger vom 9. August 2004, Seite 2619 hin, aus dem klar hervorgeht, dass für Lehrkräfte die Nr. 3 SR 2 l I BAT gilt. 

Darüber hinaus hegen wir Zweifel daran, ob tatsächlich für alle 2000 hessischen Schulen ein genügend großer Kreis von Menschen in Elternzeit, Beurlaubung oder Vorruhestand gefunden werden kann, die bereit sind, kapazitätsorientiert variabel in eine beliebige Unterrichtsstunde einzuspringen. Auch Studierende, für die die Überschreitung der Regelstudienzeit durch von Ihrer Regierung eingeführte Studiengebühren sanktioniert wird, dürften nicht unumschränkt variabel einsetzbar sein. 

Uns scheint, sehr verehrte Frau Kultusministerin, dass Sie die Ernsthaftigkeit und Professionalität, mit denen Unterricht stattfinden muss, doch leicht unterschätzen, seit Sie Ministerin sind.

Seit Jahren fordern wir eine Mehrzuweisung an Lehrkräften im Umfang von 

10 %, die als Vertretungsreserve zur Verfügung stehen. Dies wäre die einzige seriöse Maßnahme, mit der jede Schule den vorgesehenen Unterricht garantieren könnte. Aber noch nicht einmal die Stundentafel wird vollständig erteilt – nach unseren Informationen nirgendwo in Hessen, denn die Lehrerzuweisung erfolgt seit Jahren nicht zu 100 % des ausgewiesenen Bedarfs. Hier also sind Sie in der Pflicht, und sobald Sie die Zuweisung von 110 % erfüllt haben, werden wir unsererseits die Vertretungsreserve so gestalten, dass kein Unterricht mehr ausfällt.

Im übrigen spricht einiges für die Befürchtung, dass die Mittel, über die bisher die Staatlichen Schulämter verfügten und aus denen diese sowohl langfristige Vertretungsverträge wie auch Verträge zur reinen Unterrichtsabdeckung bezahlen mussten, gekürzt werden sollen, um daraus die Schulen direkt mit Geld zu versorgen. 

Wir erwarten aber, dass die Mittel, die Sie den Schulen direkt zuweisen wollen, zusätzlich zur Verfügung gestellt werden und nicht den Schulämtern weggenommen werden. Denn diese haben bisher alle Mittel benötigt für die Abdeckung von Pflichtunterricht und langfristigem Vertretungsbedarf.

Sehr geehrte Frau Kultusministerin,

wir haben erfahren, dass Sie die Schulleitungen ermächtigen wollen, beliebige Personen für kurzfristig anfallenden Vertretungsunterricht zu engagieren, denen die Unterrichtserlaubnis allgemein erteilt wird. Um dies realisierbar zu machen, sollen die Kollegien Material für Vertretungsstunden erarbeiten, die dann wahlweise sozusagen aus dem Ordner genommen werden können, wobei die Erwartungshaltung auch noch darin besteht, dass Schülerinnen und Schüler verstärkt selbsttätig (das soll wohl heißen: ohne Lehrkraft!) arbeiten.

Mit großer Empörung wenden wir uns gegen die Entprofessionalisierung und damit die Abqualifikation unseres Berufes, die in der Vorstellung steckt, jeder ein wenig pädagogisch interessierte Mensch könne vertretungsweise Lernprozesse begleiten und an jeder beliebigen Stelle fortsetzen. 

Ihre Vorstellung, man könne für jede Unterrichtsstunde des Jahres in jedem Fach ein vorbereitetes Unterrichtskonzept im Lehrerzimmer abstellen, das dann auch noch auf jede Klasse des Jahrgangs passt, kann wohl nur als illusionär bezeichnet werden. 

Mit einer solchen Vorstellung ignorieren Sie die zwischen Lehrkraft und Lerngruppe

Individuell abgestimmte, konzeptionelle pädagogische Arbeit, die wir Tag für Tag neu tun.

Wie lange, Frau Wolff, waren Sie nicht mehr im Unterricht? 

. 

Ihre Vorstellung, durch Schülerselbsttätigkeit Lehrkräfte einsparen zu können, zeugt ebenfalls von wenig Sachkenntnis. Gerade die Anleitung von Kindern und Jugendlichen zu selbsttätigem Arbeiten ist pädagogisch ungeheuer arbeitsintensiv!

Wir erkennen in Ihren Handreichungen auch sehr wohl den Versuch, durch die Einführung von Billiglehrkräften das gesamte Gehaltsgefüge, das durch den zunehmenden Einsatz von befristet beschäftigten Angestellten schon genügend prekarisiert ist, weiter zu durchlöchern. Wir kündigen hiergegen unseren entschiedenen Widerstand an. 

Nicht zuletzt ist auch leicht durchschaubar, was Sie, Frau Wolff, unter selbstverantworteter Schule verstehen: eine Schule, die, mangelhaft ausgestattet mit Personal, Zeit, Unterstützungskräften und Material, die Verantwortung für all das, was aufgrund dieser Mängel eben nicht geleistet werden kann, aufgebürdet bekommt und von den Regierenden, die die Einsparungen veranlasst haben, dafür an den Pranger gestellt wird. Uns, die wir uns tagtäglich für die Kinder und Jugendlichen dieses Landes einsetzen, als verantwortlich für all diese Missstände hinzustellen, das, Frau Wolff, wird Ihnen nicht gelingen!

Mit freundlichen Grüßen 

Ruth Storn

(Mitglied im Gesamtpersonalrat beim Staatl. Schulamt  für Stadt und Kreis Offenbach

und von der Personalräteversammlung zum Versand beauftragt)

